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5. Verfahren
g 50 ESTDV n.F. enthält Regelungen zum Nachweis von Zu-

w."r 'du,,gen. Der Begrif f  der , ,Zuwe ndung" lst 11c! $ 48 II I  ESTDV

der neueoberbegrif f  für Spenden untl  Mitgl iedsbeiträge' Demcnt-

spreche'cl 6ei l i t  i ie Spert ie'quit tuttg nuttt t le5r,,Zuwettdtttrgs6e-
, iär igrng". Sie r luss'zuki inft ig nach amtl ich -vorgeschriebenem
Vord"rucl arrsgestel l t  werclett .  Die bisher in Altschnitt  1 1l EStlt

e' t6alte.e Relelung zur'  verciufrrc6tc. Nrchrveis bci 7-,we rtclu'-
qcn zur t- indc-rttn, l  . ler N()t i l l  K: l tastropherrf i i l ler l  ul tcl  sottst igctt

Zu*.ndrng.n bi i  zur Höhe von 100 DM ist in $ 50 II  uncl l l l

ESTDV n. Fl übernommen worden. ln diesen Fällen genügt der

Bareinzahlungsbeleg bzw die Buchungsbcstät igung' Neu ist die in

$ 50 lV 1 ES;DV i. F'. angeordr.'ete Aufzeic-hrrungs- und Aufbe-

wahrungspfl icl t t ,  Die Empfärrgerkörperschaft hat die,,Vereinnah-

,rrung u,l',d'il',r. zweckentsprechende Verwendung ordn un gsgernäß

aufzizeichnen und ein Dirppel der Zuwendungsbestätigung auf-

zubewahren". Ferner müssen sich zukünft ig bei Sachzuwendun-
gen und beim Verzicht auf Aufwandsersatz die Grundlagen für

ä.r, uo- Enrpfärrger besrätigten Wert der Zuwendung aus der

Zuwendungsbestätigungergeben ($ 50 IV 2 ESIDVn. F ) '

lll. Rcchtspolitische Würdigung und Ausblick

Die Neuregelung des Spendenrechts ist keine wirkl iche Re-

form und fühit  -  entgegen der l legründung - auch nicht zu einer

durchgehenden Vereinfachung. Denn der Kardinalfehler des

Spend"enrechts - die Unterscheidung von gemeinntitzigen und

siendenbegünstigten Zwecken - bleibt erhalten. Inzwischen

,Li.hn.u slch mit der Reform des Stiftungssteuerrechts sogar

schon neue punktuelle Anderungen des Spendenrechts ab18: Für

Zuwendungen an steuerbegünstigte Stiftungen des prlvaten

Rechts soll - zusätzlich zum geltenden Spendenabzug nach

$ 10b I 1 und 2 ESIG - ein weiterer Sonderausgabenabzug bis

iur Höhe von 40 000 DM eingeführt werden. Damit werden die

steuerlichen Anreize für Spender und Stifter noch komplizierter

und undurchsichtiger. Ein einfaches (und wirkungsvol les) Spen-

denrecht mit grof3iügigen und gleichmälSigen Abzugsrahmen für

alle Zwecke ist nicht in Sicht.

ersten Reformstufe ist dieses Junktim aber gelockert worden'

Zwar wird das Aufkomrnerl oui d.n Steuererhöhungen weiterhin

für clen llundeszuschuss zur gesetzlichen Rentenversicherung ein-

;;r.;;r, di. S.nkrng cler l.oLnnebenkosten fällt mit 0,27u5 aber

i; ; i . i ,  gerirtger aJs als in 1999 (0,8"Ä16' Dies l iegt vor al lem

J"r"t, ,  aätt rufgtutt. l  dcr dcrnographisclrcn E'ntwicklung not-
.r".n.liu. l{eformln der Alterssicherungssysteme verschleppt wer-

.1., , ,  .ßr",,  Aus[r leiben sich atrch durch cl ie l3ezuschttssutrg der

i l" , , t" , tu".r i . l ,art l l tg : l t ls t lett t  l l t tr tr leshattshtl t  t t trr  t loclt  uttz ' t trei-

clrcncl kaschicr-", ,  l ] i rr t .  Die crhoffte , ,doppeltc Dividende"T wird

zu einem Grol3teil von den strukturellen Defiziten der Rentenver-

sicherung aufgezehrt.

lI. Die Andcrungen durch das Gesetz zur Fortführung der

ökologischcn Steucrrcforrn

I)as Gesetz zur Fortführung der ökologischen Steuerreform

beinhaltet in erster Linie die schrittweise Anhebung der Steuer-

,etr.  d.,  Mineralöl- und Stromsteuer bis zum Jahr 2003' Die

ttli,r.r^iutt,.o.r auf Kraftstoffe ist zum 1' 1' 2000 um 6 Pfennig

i;'it;;; ($ t MinüStG), clie Strornsteuer urn 0,5 Pfennig pro k$7h

i$ 3 stronrstc) erht;ht worden. Strukturel l  hat die zweite Re-

iärnlrtrf. keine nenttenswerten Neuerungen gebracht' Nur ver-

. inr. l t  r ind die ökologischen Lenkungsanreize durch neue Steu-

.tir.ir.; uug.n oder StJuererrnäßigungen modifiziert worden:

18) Vgl .  BT-Dr 7412340 v.  13.12.  1,999;die Anderungen sol len r i ick

wirkend zunr 1.  1.2000 in Kraf t  t reten.

' \Yiss. 
Assistertt in Dr. Johanru Hey, Köln

Fortführung der ökologischen Steuerreform -

Übergang zur Routine?'r

I. Die Konzeption der ökologischen Steuerreforin

Am 1 .1 .2000 is t  das , ,Gesetz  zur  For t führung der  öko log i -

sclren Steuerrefornr" vom 16.12' 1999 in Kraft getretetrr '  Ihm

war clas ,,Gesetz zum Einstieg in die ökologische Steuerreform"

vom 24. 3. 1999 vorausgegangen, mit dem unter Ankündigung

weiterer Reformstufen di. Stto-.t.u.r eingeführt2 und die Mi-

neralölsteuer erhöht worden waren. Der vage Hinweis auf wei-

tere, noch nicht fest umrissene Steuererhöhungen verursachte

betnichtliche Rechtsunsicherheit. Diese wird mit dem Gesetz zur

Fortführung der ökologischen Steuerreform ein Stück weit beho-

ben. Die n'äch.t.n Stufen der Erhöhung von Mineralöl- und

Stromsteuer stehen nun fest. Der Einsatz des Steuerrechts als

Instrument des Umweltschutzes scheint damit zur Routine ge-

worden zu sein. Nach anfänglicher Aufgeregtheit ist man spätes-

tens mit dem Erscheinen des ersten Kommentars zum Stromsteu-

ergesetzs zur Normalität zurückgekehrt. Die Stromsteuer ist zu

eiiern nicht mehr hinwegzudiskutierenden Bestandteil der deut-

schen Steuerlandschaft geworden. Auch die ökologische Urnwid-

muns der Mineralölsteuer schreitct kontinuierl ich voran' Mit

der schrittweisen Anhebung der Steuersätze soll der Anreiz zu

einem sparsamen Energieverbrauch intensiviert werden'
Beibehalten wurde das Konzept der Kostenumschichtung' Mit

der Verteuerung von Energie geht die Verbi l l igung von-Arbeit

durch die Senkuns der Lohnnebenkosten einhera. Gegenüber der

_Bere i t s i n rRahmcnde re rs ten l { e fo rn r s tu fewa re ineS teue rbegüns t i -
ounn,'l., nicht strolnbctri ebertett Ö f t'entlich en P ersonetttahuer keh rs

litk"uri.n worden*. Die zweite Stufe kommt der Forderung nach

f ln. i " . ,ung nach.  Ab dem 1.  1.  2000 halb ien s ich für  den öf fent l ichen

N;h;;;k;, die jährliche Erhöhung des Mineralölsteuersatzes äuf

bies"lk.nftst.ffe auf 3 Pfennig stati 6 Pfennig pro Liter ($ 25 I 1

N r .  4  a ,  I l l  M i r r i t s tG ) .
- Sozial- und wettbewerbspolitisch motiviert ist die Begtinsngung von

llehirulertenu,erh.stättcn int l{ahnten der stroursteuer. Für sie findet ab

J"rt i. r. 2000 der für das l'roduzierende Gewerbe geltende redu-

zierte Steuersatz von 20"/o des Regelsteuersatzes Anwendung ($$ 2

Nr.  3,  9 l l l  StromStG).
- Um Wettbcwerbsverz.errung,en g'egettitbcr der bcg,irn-stigten Landwirt-

s.hrft tu vernrei<1e tr, weri"t iei,h*trtsclsa[t utd Fischzucht in Zu-

i.r.f, a"t Lanclwirtschaft gleichgestellt und ebenfalls dem ermäßigten

S"r".t^o von 20"L des'Regeiiteuersatzes unterworfen ($ 2 Nr' 5

StromStG).

lII. Ausblick auf die Reforrnstufcn 3 - 5

Gesichert  is t  b isher nur d ie Entwicklung der Steuersätze in den

,läJst.rr Reformstufen. In den Jahren Z0O1',2OOZ und 2003 soll

J.i iiiot"".r.rsatz ieweils um weitere 0,5 Pfennig/kWh, der Mi-

neralölsteuersatz um jeweils 6 Pfennig/Liter steigen' Die erwar-

i.rä Si.u.rnl.hreinnahmen aus Mineialöl- und Stromsteuer sol-

len bis zum Jahr 2003 auf  2 l , l  Mrd'  Dlr4 per annum ansteigen'

e-U a.t" j"fti 2001 gelten Steuersatzdifferenzierungen nach dem
'iJ*"iisi;"tt 

der ftraftstoffe, die in 2003 (Funfte,Reformstufe)

;;ii;;;?.^g.n kommen. Der Mineralölsteuersatz f ür Kraftstoffe

,r',it ein.- SÄwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg wird dann nur

noch um die Häl f t ;  (3 Pfennig/Li ter)  der a l lgemeinen Erhöhung

,ng.hub."  ($ 2 I  1 Nr.  1 c,  d MinöStG) '  Vci tergehende Fest legun-

o Die Autorin ist Habilitandin bei Prof' Dt' loachin Larrg' lnstitut

für Steuerrecht, Universität zu Köln'-- 
f f SCBI | 1;99,243t Materialien: BT-Dr 14t2027; RT-Dr 1'412044i

BR-Dr 638/99.
2) Zu dem in der ersten Reformstufe eingeführten StromStG s'

OririitSto",", NiW 1999, 2333r ferner Friedrith'. DB 7999' 661;

lorär , isrz '199i ,520i  zu den Änderut tgen des Minostc Bongartz '
'i-"ltr.irrift 

fnr Zölie und Verbrauchsteuern \ZfZ) 1999'182; zu der

zweiten Refornrstufe Krubl, BB 2000, 25'

3\  Arndt ,StromStG, 1999.
41 Vgl .  BT-Dr l4 l40'  S.  I

5i A[tuelle. Rentenversicherungsbeitrag v' 19'3"k'-s' BeitragssatzG

ZOOO T .22 .1 ,2 .7999 ,  BGBI  I  19 t9 ,  2534  B i s  zum Jah r  2003  i s t  e i ne

*"it"r" S.nkung der Rentenversicheiungsbeiträge insgesamt um nur ei-

nen Prozentpunkt gePlant.
6) Senkung der Beiträge von 20,3"Ä auf 19,5%''

Zi Ul, de"m schlagwärt der doppelten Dividende wird der Wohl-

*^n.l.ru*u.h, ber"iiitn.t, der sich aus der Verknüpfung von Umwelt-

,.ttur, *i, der Verbilligung dcs Faktors Arbert ergeben soll' so etwa

ijiV, Öt otr.u., - So.'[goJrt oder König'sweg?' 1994; krit' hierzu L'

Fiscier, ut, Festschr. f. Ritter, "1997,5' 343fi'

8)  S.  h ierzu latzke,DSIZ 1999,520 (527\ '
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Hey, Fortführung der ökologiscbert Steuerrefonn - Ubergang zur Routine?

gen fiir die Fortsetzung der ökologischen Steuerreform wurden
nicht getroffen. Offen ist nach wie vor insbesondere das Schicksal
der dem Produzierenden Gewerbe und der l .ancl- und F'orstwirt-
schaft gewährten Steuervergünstigungen. Zwar bleiben die Ver-
günstigungen in der zweiten Stufe unverändert bestehen, für die
dri t te Stufe ist aber eine grundlegende Überarbeitung der Vergüns-
t igungstatbestände angektindigt worden. Neben einer Revision
der bestehenden Steuervergiinstigungen ist außerdem geplant, ab
2001 die Bedingungen für die Steuerbefreiung von Strom aus er-
neuerbaren Energieträgern, der bisher nur dann steuerbefreit  ist,
wenn es nicht zu einer Vermischung mit Strom aus anderen L,ner-
gieträgern kommt ($ 9 I Nr. 1 b StromStG), zu verbessern.

IV. Lösung der Probleme und Kritik der ersten Stufe?

Der Einstieg in die ökologische Steuerreform war von breiter
Krit ik begleitete. Diese Krit ik geht in zwei Richtungen: Einerseits
wendet sie sich gegen die auf der Internal isierung externer Kos-
ten beruhende Okosteueridee an sich, andererseits wird die
konkrete Ausgestaltung der Maßnahmen angegrif fen. Die lüis-

senschaft ist sich weitgel"rend einig, dass eff iziente Umwelt len-
kungsabgaben an den Schadstoffemissionen statt am Energiever-
brauch ansetzen sol l tenlo. Mineralöl- und Stromsteuer verteuern
jedoch den Energieverbratrclr.  In ihrer Lenkungswirktrng sind sie
daher in erster Linie als lnstrr.rmente der Ressourcenschonung
einzuordnen, die nur mittelbar auf eine Schaclstoffreduktion hin-
wirken. Eine Differenzierung zwischen der Schadstoff intensität
unterschiedl icher Energieträger ist nicht vorgesehen. Im Gegen-
tei l ,  gemessen an clem beim Energieverbrauch emitt ierten CO:
kommt es zu umweltpol i t isch kontraproduktiven Begünsti-
gungen gerade besonders CO2-intensiver Energienrr. Die zweite
Reformstufe hat die Verzerrungen durch die Begünstigung von
Steinkohle, Dieselkraftstoffen und Flugbenzin nicht el iminiert.
lVurde zunächst die schwache Anreizwirkung cler Erhöhung der
Mineralölsteuer um 6 Pfennig/[. i ter kr i t is iert,  so Inag die ntrn für
die nächsten vier Jahre festgelegte Erhöhung um weitere 24 Pfen'
nig die Entscheidung für die Anschaffung eines sparsamen Pkw
durchaus beeinf lussen. Ob die Erhöhung auch zu einer Reduk-
t ion der Fahrleistung führen wird, bleibt abzuwarten. Ebenso
zweifelhaft ist die Lenkungswirkung cler vor al lem von den Pri-
vathaushalten getragenen Stromsteuererhöhung der nächsten
vier Jahre um weitere 2 Pfennig/klfh. Ner,re Fragwürdigkeiten
enthält die Begünstigung des Offentl ichen Personennahverkehrs
im Rahmen der Mineralölsteuer, denn das Gebot eff izienten
Energieeinsatzes gilt keineswegs nur für den privaten Verkehr.

Von Anfang an wurde die Frage aufgeworfen, ob die Maßnah-
men mit Europarecht vereinbar seienr2. Trotz der beihi l ferechtl i -
chen Genehmigung der Maßnahmen der ersten Stufe durch die
EU-Kommissiont I  bleibt die Vereinbarkeit der Begünstigung des
Produzierenden Gewerbes und der Land- und Forstwirtschaft
mit Art.  B7 EGV umstri t tenra. Deshalb ist keineswegs sicher, ob
in dem bis zum 31. 3. 2002 fäl l igen Renoti f izierungsverfahren
($ 13 II  1 StromStG) die Genehmigung erneut ertei l t  werden
wird. Offen ist ferner, wie sich die Stromsteuer in das weitgehend
harmonisierte Verbrauchsteuerrecht cler El l  einfügt. Die Einfüh-
rung neuer indirekter Steuern ist nur dann zulässig, wenn mit
dem Grenzübertr i t t  keine zusätzl ichen Formll i täten verbunden

,s indr5 .  In  d iesem Zusammenhang w i rd  d isku t ie r t ,  ob  d ie  Not -
wendigkeit der Registr ierung von Stromimporten gegen diese
Voraussetzung verst( jßt16. Die zweite Reformstufe ändert an den
europarechtl ichen Bedenken nichts, insbesondere wurde die ge-
meinschaftsrechtl ich notwendige Revision der l legünsti  gt lngstat-
bestände bisher nicht in Angrif f  genommen.

V. Wider die Einkehr von Routine - Verfassungsbeschwerden
gegen die Ökosteuer

Die L. lngereirntheiten der i i l<ologischen Stetterrefornr wert letr
nun auch cl; .s BVerfC beschrif t igen. Mitgl ieclsunternehnten cles
Verbandes Deutscher Kühlhaus- uncl Ki ihl logist ikunternehmen
haben bereits Verfassungsbeschwerde eingelegt. Unternehmer des
Bundesverbands Güterkraftverkehr, Logist ik und EntsorgungrT,
der Buncl cler Steuerzahler uncl eine kinclerreiche Fanri l ie beabsich-
t igen, das tsVerfG anzurufen. Die Fül le der gegen die ökologische
Steuerreform vorgebrachten Einwände ist beachtl ich, ein Erfolg
der Verfassungsbeschwerden gleichwohl zweifelhaft.
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Die Verfassungsbeschwerde der Kühlhausbetreiber zielt auf
eine Einbeziehung in die dem Produzierenden Gewerbe gewährte
Stromsteuervergünstigung ab. Bei vergleichbar hohem Energie-
einsatz und starkem internationalen Wettbewerbsdruck mi. issten
auch Unternehmen des Dienstleistungssektors in den Genuss der
Steuervergünstigung kommen. Dieses Begehren wird das BVerfG
dazu veranlassen, Stel lung zu nehmen, ob die weitreichenden.
Ausnahmeregelungen für das Produzierende Gewerbe ihrerseits
- gemessen an Art. 3 I GGts - verfassungskonform sind, denn
die Berufung auf eine verfassungswidrige Ausnahmeregelung
scheidet von Anfang an aus. Aber selbst wenn die Begtinstigung
des Produzierenden Gewerbes einer verfassungsrechtl ichen Über-
prüfung standhalten sol l te, bestehen Zweifel,  ob energieintensive
Dienstleistungsunternehmen ähnliche Vergünstigungen bean-
soruchen können.

Ahnlich gelagert sind die Einwände des Bundesverbands des
Güterkraftverkehrs, die sich gegen die Erhöhung der Mineralöl-
steuer auf Dieselkraftstoffe richtet. Im Zentrum steht der Hin-
weis auf die \Wettbewerbsfähigkeit des Transportgewerbes. Sollte
der Einwirnd der Transportunternehmen zutreffen, die Erhöhung
der Mineralölsteuer mache es ihnen unmöglich, dem internatio-
nalen Kostendruck standzuhaltenle, so werden sowohl f inanz-
verfassungsrechtliche Fragen als auch das Verbot der Erdrosse-
lungssteuer aktiviert.  Kann die Mineralölsteuer aufgrund der Er-
höhung nicht mehr überwälzt werden, so schlägt sie vou einer
Verbrauchsteuer in eine Produktmittelsteuer um, für die in der
Finanzverfassung kein Kompetenzti tel vorgesehen ist20. Auch ist
fragl ich, ob die Mineralölsteuer, soweit sie die Ausübung des
Berufs des Güterkrafwerkehrsunternehmers faktisch verbietet,
als Maßnahme mit verbotsgleicher 

'Wirkung 
überhaupt noch

dem verfassungsrechtl ichen Steuerbegrif f  unterfäl l t .  Lenkungs-
steuern. die auch nicht im Nebenzweck der Einkünfteerzielung
dienen. erfüllen den Tatbestand des Formmissbrauchs. \(ill der
Gesetzgeber ein Verbot des Berufs des Transportunternehmers
erreichen, so muss er sich der Mittel des Ordnungsrechts bedie-
nen. Indes macht die bisherige Verfassungsrechtsprechung kaum
Hoffnung auf Erfolg. Zum einen gesteht das Gericht dem Ge-
setzgeber einen weiten Beurteilungs- und Prognosespielraum
zu2r. So wird aus der ex ante-Sicht des Gesetzgebers nicht von
vornherein auszuschließen sein, dass die betroffenen Transport-
unternehmer zu weiteren Einsparmaßnahmen beim Kraftstoff-
verbrauch bzw. zur'Weitergabe der Mineralölsteuererhöhung
über die Preise in der Lage sind. Dies gi l t  umso mehr, als die
Erhöhungen mit 6 Pfennig pro Jahr moderat ausfallen. Zum
anderen hat das auf Art.  12 und 14 GG gestützte Verbot der
Erdrosselungssteuer in der Vergangenheit noch in keinem ein-
zigen Verfahien dem Beschwerdeführer zum Erfolg verholfen22.

9) Vgl. u.a. Bloebs, BB 1999, 7845; Bongartz/Schröer-Schallenberg,
DSIR 1999, 962;  Frenz,  BB 1999, 7849; L ist ,DB 7999,1,523.

10) S. etwa Hansmeyer/Schneider,Umweftpolitik, 1990, S. 69.
17) Ygl .  Arndt  (o.  Fußn. 3) ,  I ,  S.  5.  Den Maßnahmen der ökologi-

schen Steuerreform ist deshalb vorgeworfen worden, sie verstießen ge-

gerr den Grundsatz wiclerspruchsfreier Gesetzgebung, vgl. Ftenz, BB

1ggg. ts+g,  inr  Hinbl ick aü BVerfG, NJ\7 
- l998,  

2346 (Yerpa-

ckungsteuer) .
l2) tsbehs, BB 1999, 1845i Bongartz/Schröer-Schallenberg, DSIR

7999, 9621 Arndt  (o.  Fußn. 3) ,  I ,  S.  15-31;  a l lg.  Jatzke,  ISIR 1999'

1.37.
13) Schreiben der Kommission v.  3.5.  1999, SG(99)D/3289; ausf .

rVredereabe des Schreibens bei Arndt (o. Fußn. 3), I, S, 25 ff.
14) Äbl .  Arndt  (o.  f -ußn. 3) ,  I ,  S.  24.
15) Vgl .  Richt l in ie 9211'2 lF-{ !G, ABIEG 1992 Nr.  L 75,  S'  1 '

16) Aindt  (o.  Fuf3n.  3) ,  I ,  S.  30;  Bloehs,  RR I  999,  1845 (1848).

17 )  S .  Hande l sb la t t  v .  11 .  11 .1999 .
18) Allg. zur gleichheitsrechtlichen Rechtfertigung von Umweltsteu-

ern s. Hey, Srusü 1998, 32 .39 ff.).
19) Vorgetragen wird, clie Erhöhung der Mineralölsteuer um 6 Pfen-

nige lasse die Gcsamrkosten ie Lkw unr 1%' ste igen,  s.  FAZ v '  5 '  1 '

2(X)0, s. l.s.
20i Zur Stromstcuer vgl. artch Jatzke, DS:Z 1999,520, der - aller-

d ings vor a l lem wcgen c lcr  technischen Ausgestal tung -  von einer , ,Ano-
-rii. i- bundesgesetzlich geregelten Verbrauchsteuerrecht" spricht' .

21) Es re icht  berei ts ar ts,  dass die Einschätzung des Gesetzgebers

nicht  , ,e indeut ig wider legbar"  ot ler  , ,of fensrcht l ich fehlsam" is t ,  vgl '

z . l \ .  BVerfGE i+,  Zet  (110f f . )  = NJ\üu 1969, 309;  BVetfGE 40'  196
(223 )  =  NJV  1976 ,779 .

zZlVgt ' .  insb.  BYerfGE 16,  147 1162l f  ' l  = Nl \ü 1963'  1243 ( !üerk-

fernverkeh rsteuer).
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Als aussichtslos erscheint auch das Vorbringen des Bundes der Steuer-
zahler, die Verwendung des Aufkornmens aus der Stromsteuer und der
Mineralölsteuererhöhung fiir die Bezuschussung der gesetzlichen llenten-
versicherung versto{3e gegcn den Crundsatz der Allgenreinheit der Steuer,
die im Unterschied zu den Vorzugslasten (Gelrühren/Beiträge) nicht der
Abgeltung konkreter staatlicher Leistungen, sondern der allgemeinen
F' inanzierung star t l icher Aufgrrbcn dicnt .  Zwcckbirrdungcn von Steuern
.s ind grunds: i tz l ic l r  zuLissig;  l j , inschrr inkungert  gcl tet t  I tur  f i r r  Sorrderal lgn-
ben, Die vom Cesetzgeber geäul3erte Absicht, bestimmte Steuereinnah-
nren fiir eine Senkung der Lolilrncbcnkosten zu verwenden, nracht die
Mineralöl-/Strourstcuer jcdoch nicht zu eincr Sonderabgabe. Dirs Auf-
kommen f l ießt  wei terhin in den al lgemeineu Htushal tzr .

An das Kernoroblem indirekter Verbrauchsteuärn rührt der Ein-

wand kinderreicher Familien, sie würden besonders stark von der

Ökosteuer belastet, während sich die Senkung der Lohnnebenkos-
ten nicht in gleichem Maße kostenentlastend bemerkbar mache.

Dieses Argument trifft für alle Strom- und Mineralölsteuerträger
zu, die nicht zu der Gruppe der Arbeitnehmer gehören. Wesent-
licher ist aber die Blindheit von Verbrauchsteuern gegenüber der

wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Verbraucher und ihr re-
gressiver Effekt. Mineralöl- und Stromsteuer belasten auch den
existenznotwendigen Verbrauch und laufen damit Gefahr, gegen

das vonr BVerfG aufgestellte Postulat der Steuerfreiheit des Exis-
tenzrnir r imunrs2a zu versto{3en.  Al lerdings hat  das ts Ver lG in e i r rer
Errtscheidung aus dem Jahre 1,9992s ausgeführt, die Belastung
durch indirekte Steuern müsse durch eine Anhebung der Freiste l -
lung des Existenzminimums irn Rahrnen der Einkommensteuer
berücksichtigt werden. Zwar kann auf diese Weise die Steuerbelas-
tung des Existenzminimums vermieden werden, der Regressions-
effekt, die stärkere Belastung einkommensschwacher Verbraucher,
d ie ihr  Einkommens ganz oder zu einem großen Tei l  zum Konsum
einsetzen müssen, bleibt aber bestehen. Auch der ökologische Len-
kungszweck kann sich hier kaum verwirklichen, da er die Anschaf-
fung - zumeist teurer - Energiespargeräte voraussetzt, für die aber
bei einkommensschwachen Verbrauchern, die nun zusätzlich auch
noch mit Ökosteuer belastet werden, regehnäßig finanzielle Mittel
n icht  zur Verfügung srehen.

Die Verfassungsbeschwerden beleuchten die Grundproblema-
tik ökologisch motivierter Verbrauchsteuern. Solange der Ge-
setzgeber im Wege des nationalen Alleingangs vorgeht, wird der

Umweltschutzzweck zwangsläufig mit der internationalen'Wett-
bewerbsfähigkeit der nationalen Wirtschaft kollidieren, zumal
die 

'Wirksamkeit 
national begrenzter Maßnahmen durch Aus-

weichhandlungen in Frage gestellt wird. Ungelöst ist zudem das
Problem der Verteilungswirkungen indirekter Umweltverbrauch-
steuern. Die Brisanz dieser Fragen wird eine Routine in der Öko-

steuergesetzgebung zunächst nicht eintreten lassen.

23) S. hierzu auch BVerfG, NJ!ü 1999, 3478 13479). Zudem wurde
die gesetzliche Rentenversicherung bereits in der Vergangenheit in be-
t rächt l ichem Umfang vom Bund bezuschusst  (97,3 Mrd.  DM in 1999),
vgl .  F inanzber icht  2000, S.  23.

24) BVerfGE 87,1s3 (169) = NJ'{U 1992, 31s3.
25) BVerfG, NJW 1999,3478.
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Gerhard Heuer t

Am 10. 1,1. 1999 ist Gerhard Heuer verstorben. Am 30. 12.
1999 hätre er das 91. Lebensjahr vollendet. Gerhard Heuer hat
jahrzehntelang als Autor und Herausgeber eines der führenden
Kommentare das Einkommensteuerrecht mitbestimmt. Er hatte
1951 neben Rechtsanwalt Carl Herrmawr die Federführung für
den ,,Herrmann/Heuer" übernommen, der aus der Zusammenle-
gung der seit 1926 erschienenen Kommentare von Alfons Mrozek
(zur Einkommensteuer) ttnd Albert Kennerknecht (zur Körper-
schaftsteuer) entstanden war. So führt der heutige Herrmann/
Heuer/Raupacl: ein Süerk fort, das im Jahr 2001 auf eine dann 75-
jährige Tradition zurückblicken kann. Gerhard Heuer hat den
Auf- und Ausbau des Kommentars im Bereich der Einkommen-
steuer mit deutlichem Schwerpunkt in der Gewinnermittlune maß-

I' e r s o n a I i e n / M it t e i lun gen

gebl ich geprägt .  Er hat te noch das gesarnte Einkommensteuerrecht
i " r r l t  Näbäneäsetzen vol l  , , im.Gr iTf" ,  sammelte selbst  Rechtspre-

chung, Verwäl tungser lasse und Schr i f t tum und ordnete dieses Ma-

terial nach clen Anmerkungsziffern des Kommentars' Kaum ein-

mal löste er sich von seiier Kommentierungsaufgabe: Erzählt

wird, class Gerhard Heuer während einer Betriebsprüfungs-

Sclr lLrssbcsprcchung t ibcrraschcrtd r t tgcsl t r t>chctr  wurclc und ntr f -

schreckte,  we i l  er  s ich gcrade Not izen t r tacl t tc ,  unt  , ,sei t len" Kotn-

mentar aktuel l  zu hal ten.
Cerhartl |leuer war ttaclr kurzer Zeit bei dcr Fiualrzverwal-

tung (19.37-1939),  dem Kr iegsdienst  und drei jähr iger Kr iegsge-

fanienscheft seir 1947 als Röchtsanwalt bei einer großen Wirt-

schäftsprüfungsgesellschaft (heute eine der Big Five) tätig. D.ies

kam dem Herrmann/Heuer als Beraterkolnmentar zugute. Dabei

verstand sich der Herrmann/Heuer/Raupach nie in dem Sinne als

Beraterkommentar, dass er seine Kritik einseitig antifiskalisch

ausserichtet hätte. Die am Gesetz orientierte Kritik von Gerhard

Heier richtete sich vielmehr ebenso dagegen, dass vom Gesetz

nicht  gedeckte Vrr te i le e ingeräumt werden, vor a l lem aber auch

dann, wenu die Vorte i le nur e iner Gruppe von Steuerpf l icht igen
zugute kommen. Der Kommentar verstand s ich stets a ls kr i t i -

sclir Begleiter der Reihtsentwicklung; Heuer bemerkte dazu in

e i r r e r  Ko rnn re r t r i e ru r rgsan [e i t ung :

, , I )cr  Konrrrrcnt : r r  i ib t  v ic l  Kr i t ik ;  drcsc wird a l ;cr  in pers i in l icher Hin-
sicht so schonend wie nröglich fornruliert. Es heißt nicht: Wenn Schnidt
nreint ,  . . . ,  so Lrbers ieht  er  . . .  F-achschr i f ts te l ler ,  von denen der HHlt
ebenfalls glirnpflich zitiert werden möchte, übersehen nichts, irren nie
und haben keine irbwegigen Meinungen; sie haben nur andere Ansichten,
gcgen clie der Kommentar Gründe anführt."

lJntl Heuer fuhr fort: Der Kommentar lege in jeder Hinsicht

r .nelr r  Vert  auf  Abgewogenhe i t  des Urte i ls  a ls auf  Angr i f fs lust ;  er

sei  kr i t isch,  aber i r icht-polemisch oder gar choler isch;  er  gehe

systematisch und logisch vor, aber nicht spitzfindig.' 
I)er einkommensieuerliche Teil des Herrmann/Heuer umfasste

1951 zwei Bände, er wuchs bis zum Jahr 1974, als sich Gerbard

Heuer aus der Federführung des Kommentars zurückzog, auf

rnelrr als fünf Bände. Die Einkommensteuerreform 1975, die

Körperschaftsteuerreform 1.977, zahlreiche folgende als Steuer-

refoim-, Steuerbereinigungs- oder Steuerentlastungsgesetze- oder

einfach als Steueränderungsgesetze bezeichnete Gesetze, führten

mit einer Flut von Rechtsprechung, Verwaltungserlassen und

Schrifttum zu einem Anwachsen des HernnannlHeuer/Raupach

auf derzeit insgesamt 20 Bände einschliel3lich des Sonderbandes

zur Steuerrefoim 19991200012002. Die Zahl det Autoren ist

mittlerweile auf über 50 angewachsen und umfasst neben Bera-

tern nunmehr auch Richter und Verwaltungsbeamte. Auch heute

noch zehrt der Kommentar von der gründlichen Arbeit von

Gerhard Heuer, auch heute noch sind seine Ziele fir Verlag,

Herausgeber und Autoren eine Verpflichtung.

Rechtsanwalt Professor Dr Arndt Raupach, Müncben

Mitteilungen

Electronic Commerce im Versicherungswesen und

Grundfragen des Transparenzgebots - Tagungsbericht

vom L7 . Münsterischen Versicherungstag

Am27 . 11. 1999 führte die Forschungsstelle für Versicherungs-
wesen an der 

'$üestfälischen 
Wilhelms-Universität Münster den

17. Münsterischen Versicherungstag durch (vgl. hierzu auch den
Bericht in NVersZ 2000, 70). Der Geschäftsführende Direktor
der Forschungsstelle, Prof. Dr. Helmut Kollhosser, wies in seiner
Beerül3ung der uber 300 Teilnehmer und in der Einführung in die
Re"ferate iuf die besondere Aktualität der für diese Veranstaltung
ausgewählten Vortragsthemen hin: Die wachsende Bedeu-tung der
elelitronischen Datenverarbeitung habe auch die Versicherungs-
wirtschaft erfasst; von dieser wörde in zunehmendem Maße -

auch seitens der höchstrichterlicheir Rechtsprechung - Transpa-
renz und Verständlichkeit der Bedingungswerke gefordert.

I. Zunächst sprach Prof. Dr. Tliomas Hoeren, Direktor des
lnsti tuts für Införmations-, Telekommunikations- und Medien=
recht an der rVestfälischen \Wilhelnts-Universität über das Thema


